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Die Vorsitzende, Abgeordnete Rathje-Hoffmann, eréffnet die Sitzung um 10:00 Uhr und stellt
die Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden

Fassung gebilligt.

1. Bericht der Landesregierung zur friiheren SchlieBung der Ge-
burtsstation am Marien-Krankenhaus Liibeck und zur Sicherung
der Versorgung von Schwangeren und Neugeborenen durch das
UKSH

Antrag der Abgeordneten Birte Pauls (SPD) und Sophia Schiebe
(SPD)
Umdruck 20/1652

Einleitend verweist Herr Dr. Grundei, Staatssekretar im Gesundheitsministerium, auf die Pres-
seberichterstattung hin, die es jlingst, am gleichen Tag, zu dem Thema Geburtsstation Marien-
Krankenhaus gegeben habe. Er legt dar, dass es nach wie vor Gesprache zwischen dem
UKSH und dem Erzbistum Uber die Frage des Ubergangs der Gesellschafteranteile auf das
UKSH gebe. Aktuell sei die Entwicklung, dass, anders als erwartet, die Versorgung von Ge-
burten nicht mehr am Standort Parade bis zum September stattfinden werde, sondern es jetzt
am 10. Juli 2023 bereits den Ubergang geben werde. Wichtig sei — und dies sei in der Bericht-
erstattung gut gelungen —, dass dennoch das Personal des Marien-Krankenhauses weiter tatig
sein werde, sich also Schwangere nach wie vor an die Struktur ,Marien-Krankenhaus“ wenden
konnten und dort auch Beratungsgesprache stattfanden. Die Geburten selbst wirden ab dem
10. Juli 2023 auf dem UKSH-Campus durchgefihrt. Es handle sich dabei um eine Interimslo-
sung zu der bereits angestrebten Interimslésung. Dass dies keine Idealsituation sei, liege auf
der Hand. Die Situation sei aber nicht so dramatisch, wie sie auf den ersten Blick gewirkt habe.
Derzeit wirden Wehenzimmer zu provisorischen Krei3salen hergerichtet. Es werde also wei-
terhin eine vernlinftige Geburtshilfe geben, bis dann im September die eigentlich geplante In-
terimssituation am UKSH eintrete. Die Gesprache zur Umsetzung der Interimsldsung liefen,
zurzeit gehe es darum, den rechtlichen Rahmen zu schaffen, damit das nicht beim UKSH be-
schaftigte Personal der Marien-Krankenhaus GmbH auf dem Campus Libeck des UKSH tatig
werden kdnne. Dort mussten Vereinbarungen geschlossen und Personalvertretungen einge-
bunden werden. Aus Sicht der Familien werde es ab dem 10. Juli 2023 die Mdglichkeit geben,
am Campus des UKSH zu entscheiden, ob die Geburt mit einem Team des Marien-Kranken-
hauses oder mit einem Team des UKSH durchgefiihrt werde. Der Grund fur die neue Entwick-
lung seien die arztlichen Stellen gewesen, die keinen Rund-um-die-Uhr-Betrieb mehr hatten
sicherstellen kénnen. Vor allem hatten dem Vernehmen nach besonders die Abdeckung der

Wochenenddienste Schwierigkeiten bereitet. Man sei zuversichtlich, dass die Geburtshilfe in
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Lubeck aufrechterhalten werden kénne. Dennoch handle es sich beim derzeitigen nicht um
einen ldealzustand, der teilweise noch Improvisation nétig mache. Dies gehe aber nicht zulas-
ten der Sicherheit der Mitter und Kinder. Das UKSH habe zudem daflir Sorge getragen, dass
genligen Arztinnen und Arzte vorhanden seien. Friih genug sei damit begonnen worden, Ein-
stellungen vorzunehmen und sich nicht darauf zu verlassen, dass samtliches Personal erst ab
dem 1. September vorgehalten werden musse. Dies sei auch wichtig, weil man sich nicht da-
rauf verlassen konne, dass man zum Stichtag ausreichend Bewerbungen haben werde.
Staatssekretar Dr. Grundei berichtet, dass das Thema auch im UKSH-Aufsichtsrat besprochen
worden sei: Der Vorstand sei ebenfalls der Uberzeugung, dass das, was man habe tun kén-

nen, auch gemacht worden sei.

Auf eine Frage der Abgeordneten Pauls legt Staatssekretar Dr. Grundei einleitend dar, dass
die nachste Phase noch nicht die bereits seit einigen Monaten geplante Teilubernahme durch
das UKSH sei. Stattdessen folge eine Phase, wahrend der es die zwei Krankenhauser unab-
hangig voneinander geben werde. Deswegen bestehe in der Theorie die Annahme, dass samt-
liches Personal, das beim Marien-Krankenhaus beschaftigt sei und nicht gekiindigt habe, ab
dem 10. Juli 2023 seine Arbeit am neuen Dienstort verrichte. Dort, wo man noch am alten
Standort tatig sein kénne, zum Beispiel in der Beratung, werde diese Dienstleistung auch nach
wie vor am alten Standort angeboten. Der Standort Parade sei noch gedéffnet, dort fanden nach
wie vor auch noch die belegarztlichen Tatigkeiten statt, zum Beispiel im Bereich der Gynako-
logie. Zum jetzigen Zeitpunkt sei die klare Hoffnung, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
nicht spontan kindigten und daher das Versorgungsniveau gehalten werden kdnne. Beratun-
gen, die nach wie vor in der Parade stattfinden kdnnten, wirden durch das UKSH nicht aufge-
stockt. Zunachst werde es Uber eine Art Gestellung geregelt. Dies kdnne man sich als teil-
eigenstandigen Betrieb auf dem UKSH-Campus vorstellen. Dabei hoffe man, dass das Perso-
nal nicht stark schrumpfe. Nach wie vor sei der Wunsch des UKSH, die Gesellschaft zu Uber-
nehmen, weil es gerade unter den Hebammen einen grof3en Anteil an Mitarbeitenden gebe,
die bei ihrem Arbeitgeber, dem Marien-Krankenhaus, bleiben wollten. Daher sei es nach wie
vor sinnvoll und richtig, dartiber zu verhandeln, dass Gesellschafteranteile tGibergingen. Auch
im vorangegangenen Jahr sei eines der Hauptziele gewesen, dem Personal weitestgehend
entgegenzukommen, um maoglichst viel Personal in den Strukturen in Libeck zu halten. An-
hand der Anfragen gehen man davon aus, dass die meisten Eltern, die bisher die Entbindung
am Marie-Krankenhaus hatten vornehmen lassen wollen, voraussichtlich ins UKSH wechseln

wirden.



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Sozialausschuss 30. Sitzung am 5. Juli 2023

Zu der Frage des Personals weist Staatssekretar Dr. Grundei auf die Verhandlungen im Hin-
blick auf die Modalitaten hin, wie eine arbeitsrechtlich saubere Losung aussehen kénne. Dazu

wilrden Gesprache mit den Personalvertretungen beider Unternehmen gefihrt.

Auf die kurzfristige Anderung der Situation angesprochen, legt Staatssekretar Dr. Grundei dar,
dass es seiner Information nach am arztlichen Personal gelegen habe: Die Rund-um-die-Uhr-

Versorgung habe nicht mehr gewahrleistet werden kénnen.

Auf eine Nachfrage der Abgeordneten Pauls erklart Staatssekretar Dr. Grundei, dass das
UKSH darauf vorbereitet sei, die Entbindungen mit eigenem arztlichen Personal durchzufih-
ren, man habe die Einstellungen so forciert, dass man davon ausgehe, die Situation bewalti-
gen zu kénnen. Es wiirden — gegebenenfalls bis auf eine Ausnahme — keine Arzte, die bisher

im Marien-Krankenhaus tatig gewesen seien, ins UKSH wechseln.

Von Abgeordneter Schiebe zu Berichten von Kiindigungen durch Hebammen befragt, erlautert
Staatssekretar Dr. Grundei, dass es tatsachlich kirzlich Irritationen gegeben habe, nun aber
klargestellt worden sei, dass angestrebt werde, dass nicht der Arbeitgeber gewechselt werden
musse. Fir den friihzeitigen Wechsel des Arbeitsortes auf den Campus des UKSH kdnne man
das UKSH selbst nicht verantwortlich machen. Es habe durchaus Kindigungen gegeben, bei
diesen sei nun die offene Frage, ob die Hebammen weiter fur geburtshilfliche Leistungen in
der Region Libeck zur Verfiigung stiinden. Er regt an, gegebenenfalls Frau Bertram, die Lei-

terin des Verbands der Hebammen, dazu zu befragen.

Abgeordnete Schiebe spricht den Neubau an, dessen Vorziehen gegebenenfalls auch Auswir-
kungen auf andere Bauvorhaben von Krankenhdusern habe. — Staatssekretar Dr. Grundei er-
klart, dass vor einem Neubau klar sein miisse, was aus der Marien-Krankenhaus GmbH
werde. Klar sei, was passiere, wenn sich niemand finde, der das Krankenhaus tbernehme.
Der Betreiber des Marien-Krankenhauses habe bereits angekiindigt, dass bei dem Ausbleiben
einer Ubernahme die Folge sein kénne, dass die GmbH ihren Betrieb einstelle. Planungen
oder gar die Erteilung von Baubescheiden seien in der derzeitigen Phase zu friih. Seit man
die Situation kenne, seien die Vorkehrungen in der Planung aber darauf ausgerichtet, die Ver-
sorgung sicherzustellen. Er weist auf die schwierige Situation im Hinblick auf die Wirtschaft-
lichkeit der Geburtshilfe und die derzeit bundesweit geflihrte Diskussion um Level-4-Geburts-

kliniken hin. Daher gebe es keine weiteren Interessenten, in die geburtshilfliche Versorgung in
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Libeck einzusteigen. In den Budgetplanungen bereite man sich darauf vor, es gebe aber noch

keine formalen Schritte und deshalb auch noch keine Entscheidung.

Auf eine Frage der Abgeordneten Schiebe zu mdglichen Rickforderungen von Investitions-
mitteln an das Marien-Krankenhaus legt Staatssekretar Dr. Grundei dar, dass dies natirlich
eine Rolle in den Gesprachen zwischen UKSH und Marien-Krankenhaus spiele. Man misse
sich anschauen, was der Wechsel des Standorts weg von der Parade fir die Investitionen
bedeute, die Land und Kommunen getétigt hatten. Es handle sich dabei teilweise um Ermes-
sensentscheidungen, andere Entscheidungen seien nach Recht und Gesetz zu treffen. Rick-
forderungsanspriche seien méglich, wenn der Standort Parade ganzlich aufgegeben werden
sollte. Eine Perspektive flr den weiteren Teil des Marien-Krankenhauses, namlich die beleg-
arztliche Versorgung aulRerhalb der Geburtshilfe, wirde das Land sehr begrif3en. Dort habe
die Hansestadt Lubeck die Verantwortung dbernommen und einen Berater engagiert, der im-
mer noch bemiht sei zu sondieren, ob es einen Interessenten gebe, der bereit sei, den Stand-
ort Parade zu Ubernehmen. Er unterstreicht, dass der Grund, dass man vonseiten des Landes
Uberhaupt in Aktion getreten sei, die drohende Unterversorgung im sehr wichtigen Bereich der
Geburtshilfe gewesen sei. Dazu merkt er einschrankend an, dass man auch bei deren Wegfall
nicht unmittelbar in einen Versorgungsnotstand gerate. Begrifienswert sei aber, wenn es
moglich sei, die belegarztlichen Strukturen dort aufrechtzuerhalten. Als Unsicherheitsfaktor
komme hinzu, dass man nicht wisse, wie es nach der Krankenhausstrukturreform auf Bundes-
ebene mit belegarztlichen Strukturen weitergehen werde. Wenn es nach den Landern gehe,
werde es solche Méglichkeiten auch zuklinftig geben, die bisher veréffentlichten Papiere dazu

seien nicht eindeutig.

Auf die Frage der Abgeordneten Schiebe zurickkommend fuhrt Staatssekretar Dr. Grundei zu
Ruickforderungen aus, dass die Entscheidung auch davon abhange, ob weiterhin Krankenver-
sorgung, gegebenenfalls auch ambulant, am Standort Parade angeboten werde. Mdgliche
Ruckzahlungsforderungen erschwerten die derzeitigen Verhandlungen. Er verweist im Zusam-
menhang mit Rickforderungen auch auf das Thema Alterssicherung der Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter.

Zur Betriebsfinanzierung — eine Frage des Abgeordneten Dr. Garg — erlautert Staatssekretar
Dr. Grundei, dass man es aufgrund der gebotenen Eile nicht schaffen werde, schon jetzt eine
Shop-in-Shop-Lésung umzusetzen. Er gehe davon aus, dass fir alles, was ab dem 10. Juli

2023 passieren werde, das UKSH die Verantwortung Ubernehmen werde, aber gleichzeitig
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werde man versuchen, maximal viel Marien-Krankenhaus-Personal per Gestellung zu sich zu
holen und die Geburten gegeniber den Krankenkassen dann abrechnen. Ab September 2023
habe man sich unter der Voraussetzung, dass das UKSH tatsachlich Mehrheitsgesellschafter
werde, darauf geeinigt, dass sich dann die GmbH am Campus einmiete, gegebenenfalls sogar
mit einer Mietférderung. Sollte es ein anderes Modell sein, werde der Sozialausschuss umge-
hend informiert. Ob es sich am Ende fur das UKSH als wirtschaftlich tragféahiges Modell erwei-
sen werde, misse gegen die Frage abgewogen werden, was eine Alternative dazu sein kénne.
Das UKSH werde in jedem Fall die Versorgung von Schwangeren wahrend der Entbindung
Ubernehmen missen. Mittelfristig habe man die Hoffnung, dass es kein Zuschussgeschaft sein
musse, weil das UKSH am Standort Lubeck eine grof3e geburtshilfliche Struktur und eine
grol3e Padiatrie betreibe, die wirtschaftlich gut dastiinden. Die Hoffnung bestehe nun, dass es
Synergieeffekte gebe. Ein Vorteil der neuen Lésung sei, dass die Sicherheit steige, weil man
selbst wahrend des laufenden Geburtsvorgangs bei Komplikationen die Geburt noch kurzfris-
tig am UKSH selbst durchflihren kénne. Bis zu einem Neubau werde sich die GmbH seinem
Kenntnisstand nach auf den Campus einmieten. Zu schauen sei, ob das Marien-Krankenhaus
auch dauerhaft genligen eigenes Personal habe. Das hange auch von der Entscheidung ab,
die die derzeit dort Beschaftigten trafen. Das UKSH habe das Angebot gemacht, dass alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ans UKSH wechseln kénnten. Abhangig von den Entschei-
dungen werde sich zeigen, ob und inwieweit eines der Krankenhduser einen Personallber-
hang oder Personalmangel haben werde. Im arztlichen Bereich werde voraussichtlich das
UKSH der Arbeitgeber der Arzte bleiben, weil dort auch Weiterbildungsmdglichkeiten andere
seien. Zudem habe auch das Marien-Krankenhaus durch das belegarztliche System keine ei-

genen Arzte gehabt.

Zu dem von Abgeordneten Dr. Garg angesprochenen Aspekt der Level-4-Versorgung legt
Staatssekretar Dr. Grundei dar, dass die Landesregierung nach wie vor auf Level 4 als eine
Art der Versorgung setze. Der Bund habe schon signalisiert, beim Thema Geburtshilfe den
Landern die Hande zu reichen. Das Thema der Level werde aber weiterhin Thema bleiben,
man sei mit dem Bund im Gesprach, was das Umsetzen der Vorgaben des gemeinsamen

Bundesausschusses angehe.

Von Abgeordneten Balke und Abgeordneter Hildebrand auf den Zeitplan fir den Neubau an-
gesprochen, erlautert Staatssekretar Dr. Grundei, dass es zwei Alternativen gebe, die immer

im Raum gestanden hatten: Das Marien-Krankenhaus baue, dann sei es ein KHG-Bau. Um
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die besondere Kultur des Marien-Krankenhauses zu erhalten, misse man einen eigenen Bau-
korper schaffen, der sich baulich vom UKSH absetze, damit dies glaubhaft gelingen kénne.
Die Frage des Neubaus werde auch davon abhangen, wie viele Beschéftigte bei der Marien-
Krankenhaus GmbH blieben. Aus Sicht der Krankenkassen seien Konzentrationsprozesse un-
ter Umstanden winschenswerter als weitere Krankenhausstrukturen, die Kassen hatten aber
signalisiert, dass sie bereit seien, die Zwei-Krankenhaus-L6sung auf dem Campus des UKSH

mitzutragen. Er weist auf die parallel laufende Diskussion um die Level 1 bis 4 hin.

Eine Erweiterung des UKSH — eine weitere Frage der Abgeordneten Hildebrand — sei tech-
nisch auch mdglich, weil noch in der letzten Legislaturperiode ohnehin die Erweiterung des
Eltern-Kind-Zentrums in Libeck angestol’en worden sei. Vorstellbar sei, die Erweiterung so
weiterzuplanen, um die Versorgung der gesamten Geburtenzahl sicherzustellen. Auch dann
seien nach wie vor zwei Kliniken denkbar. Wichtig sei, sich auf alle Szenarien einzustellen und
keines davon durch Entscheidungen bereits zum jetzigen Zeitpunkt zu verhindern. ,Taschen-
spielertricks” bei der Finanzierung werde es nicht geben, weil es darum gehe, eine gute, glaub-

hafte Struktur aufzubauen.

Ein weiteres Thema seien Praxisanleitungen in der Ausbildung von Hebammen, ein Bereich,
in dem das Marien-Krankenhaus die meisten Bewerbungen habe. Diese grof’e Zahl an Be-
werbungen kénne genutzt werden, um die Ausbildung der dringend bendtigten Hebammen
sicherzustellen. Auch die Pflege kdnne von einem guten Ausbildungskrankenhaus profitieren.
Sollte das Marien-Krankenhaus nur noch durch Abordnungen aus dem UKSH am Leben er-

halten werden konnen, misse man die Situation neu Gberdenken.

Zu dem Standort Parade — eine weitere Frage des Abgeordneten Balke — legt Staatssekretar
Dr. Grundei dar, dass er es gut finde, dass die Stadt dies in die Hand genommen habe. Die
Vernetzung im Sektor der ambulanten Versorgung sei ein grol’es Thema, das aber auf kom-
munaler Ebene bearbeitet werde. Wenn die Landesregierung helfen und gegebenenfalls mo-
derierend Prozesse begleiten kénne, tue sie das gern. Die Zustandigkeit liege aber auf kom-
munaler Ebene. Was jetzt gestaltet werde, misse sich am jetzigen Recht ausrichten. Ware
die Krankenhausreform beziehungsweise die darin enthaltenen Planungen klarer, kénne man
dies starker in die Planungen miteinbeziehen. Dies sei jedoch zurzeit noch nicht der Fall, ob-
wohl man zu Beginn des Jahres davon ausgegangen sei. Auch die Zukunft des Standorts
Parade kdénne aus den derzeit vorliegenden Eckpunktepapieren zur Krankenhausstrukturre-

form nicht abgelesen werden. Er weist darauf hin, dass das Marien-Krankenhaus in den Teilen,
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die nicht die Geburtshilfe betrafen, auch nach September noch am Standort Parade aktiv sein
werde. Die Situation werde zunehmend schwieriger, besonders, wenn sich eine Nachfolgel6-
sung nicht abzeichne. Das Erzbistum habe klargemacht, dass zum Ende des Jahres sein En-
gagement ende. Als Vermieter werde das Erzbistum gerne weiter auftreten. Das Erzbistum
habe ebenfalls ein Interesse daran, dass der Standort weiterhin dem Gesundheitsbereich ge-
widmet werde. Die Frage, ob zukilnftig noch Operationen durchgefihrt wiirden, hange vor
allem daran, ob jemand gefunden werde, der die wirtschaftliche Verantwortung trage, eine
solche Struktur aufrechtzuerhalten. Die Belegarztinnen und -arzte wollten diese Verantwor-

tung wirtschaftlich nicht Gbernehmen, sondern wiinschten sich einen Partner.

Zum Zeitstrahl — eine Frage des Abgeordneten Balke — verweist Staatssekretar Dr. Grundei
auf den fur den 1. September 2023 geplanten Wechsel in die Interimsstruktur, dann misse die
Entscheidung getroffen werden, ob es einen Neubau des Marien-Krankenhauses oder eine

Erweiterung des Eltern-Kind-Zentrums des UKSH geben werde.

Von Abgeordneter Pauls auf die Besoldungsstruktur und mogliche Unterschiede zwischen Be-
schaftigten des UKSH und des Marien-Krankenhauses angesprochen legt Staatssekretar
Dr. Grundei dar, dass er davon ausgehe, dass es kurzfristig eine Arbeitnehmergestellung aus
der GmbH an das UKSH gebe. Das werde dazu fuhren, dass nicht alle Beschaftigten am Cam-
pus das gleiche Gehalt verdienten. Es werde Falle geben, in denen jeweils eine der beiden
Varianten vorteilhafter sei als die andere. Er gehe davon aus, dass die Beschéftigten dartber
in Kenntnis gesetzt seien, zumal das UKSH auch angeboten habe, dass Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zum UKSH wechseln kdnnten. Kompliziert werden kénne die Berechnung von Ren-
tenansprichen. Die Wahlimdglichkeit gebe es fur Mitarbeiter beider Arbeitgeber. Man stelle
Uberlegungen, wer mehr Geld in welche Aspekte investiere, zugunsten der Beschaftigten zu-
rick. Wenn sich viele Beschaftigte dazu entscheiden wirden, beim Marien-Krankenhaus zu
bleiben und es eine vernlnftige Zukunftsperspektive in einem eigenen Baukdrper gebe, sei es
fair und richtig, dass die GmbH bestehen bleibe. Dann sei es auch fair und richtig, dass es ein
KHG-finanzierter Bau sei. Das gelte auch dann, wenn sich das UKSH als Mehrheitsgesell-

schafter fur die Marien-Krankenhaus GmbH finde.

Staatssekretar Dr. Grundei unterstreicht, dass das UKSH sich nicht in den Markt hineindrange,
sondern die jetzt angestrebte Losung gesucht worden sei, weil man ansonsten keine andere
gute Losung habe. Sollte ein anderer Betreiber aus der Region einspringen wollen, sei dies

jederzeit moglich. Es dirfe aber keine Entwicklung geben, in der das UKSH quasi zur neuen

10
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Landeskrankenhausgesellschaft werde und notleidende Krankenhauser ibernehme. Dies sei
auch ordnungspolitisch nicht richtig. Das bedeute aber auch, so Staatssekretar Dr. Grundei,
dass zu dem Zeitpunkt, wenn man bemerke, dass die Marien-Krankenhaus GmbH keine Zu-
kunftsperspektive habe, man sich dem Faktischen beugen und die Planung GUbernehmen
musse. Man komme dann nicht umhin, die Geburtshilfen an den bestehenden UKSH-Stand-
orten auszubauen, und dann werde das Land in der Pflicht stehen, das UKSH zu unterstitzen.
Er selber wiirde sich freuen, wenn das Marien-Krankenhaus auf dem UKSH-Campus bestehen

bleiben konne.

Zur Frage, wie lange ein Neubau dauern werde, legt Staatssekretar Dr. Grundei dar, dass man
realistisch von vier Jahren ausgehen misse, was bereits eine optimistische Schatzung sei.

Eine Entscheidung kénne jedoch erst nach Klarung der rechtlichen Aspekte erfolgen.

Der Ausschuss beschlief’t, die Vorsitzende der Hebammen in Schleswig-Holstein, Frau Ber-

tram, zur Situation der Hebammen das Wort zu erteilen.

Frau Bertram legt dar, sie stehe in unregelmaRigem Kontakt mit den Kolleginnen im Marien-
Krankenhaus, zuletzt am Vortag der Sozialausschusssitzung. Am gleichen Tag werde mittags
ein Mitarbeitergesprach mit den Kolleginnen im Marien-Krankenhaus stattfinden. Sie weist da-
rauf hin, dass bislang die Vertragsmodalitaten noch nicht geklart seien, was deren Entschei-
dungen beeinflussen werde. Die Hebammen seien Uberrascht gewesen, wie schnell der Kreil3-
saal am Standort Parade geschlossen werden solle. Die schnelle Schliefung habe zu Unmut
gefuhrt, auch der Informationsfluss sei kritisiert worden. Sie weist noch einmal auf die beste-
henden Unklarheiten auch im Hinblick auf arbeitsvertragliche und arbeitsrechtliche Aspekte
hin. Wie viele Kolleginnen letztendlich wechseln wollten, sei bisher ebenfalls nicht klar. Die
Erfahrung zeige, dass nach SchlieBungen Hebammen auch das Arbeitsfeld der Geburtshilfe
verlielBen. Ebenfalls bestehe die Moglichkeit, dass Kolleginnen zu Leiharbeitsfirmen wechsel-

ten.

Zu den jetzt fur das Marien-Krankenhaus vorbereiteten Kreif3salen legt Frau Bertram dar, dass
ihrer Einschatzung nach — sie habe das UKSH in Lubeck besuchen kénnen — noch viel Arbeit
zu leisten sei. Sie zeigt sich optimistisch, dass die jetzt angestrebte Interimslésung eine gute
Lésung sein werde. Die jetzt kurzfristig angestrebte Interimslésung bedeute eine Zusammen-

arbeit auf unterschiedlichen Leveln, was mit zusatzlichen Schwierigkeiten verbunden sei. Die
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Level-4-Versorgung des Marien-Krankenhauses und die Level-1-Versorgung des UKSH kdnn-
ten nicht ohne Weiteres miteinander verknuipft werden. Oft gebe es auch unterschiedliche
Sichtweisen auf Geburtshilfe. Wolle man Kolleginnen an das UKSH holen und dort bei Level-
1-Gebursthilfe einsetzen, missten Schulungen angeboten werden. Frau Bertram weist in die-
sem Zusammenhang auf die hohe Emotionalitdt hin, die mit Geburten verbunden sei. Sie

kdénne nachvollziehen, dass die betroffenen Frauen mit der Situation unzufrieden seien.

Auf Fragen des Abgeordneten Balke fuhrt Frau Bertram aus, dass man am Standort UKSH
vorbereitet sei. Von der leitenden Hebamme habe sie die Auskunft erhalten, dass die Frauen
kommen kdnnten. Das Team dort sei vollstdndig, es gebe auch neue Kolleginnen. Die jetzt
vorlaufige Interimslosung bestehe darin, dass zwei Wehenzimmer in Notsituationen als Kreif3-
saal genutzt werden kénnten. Schwierig sei der Ubergang, als Level-4-Hebamme in einem
Level-1-KreiRsaal zu arbeiten, daher bestehe fir einen Ubergangszeitraum die Méglichkeit,
dass die Kolleginnen auf der Wochenbettstation oder in der Schwangerenambulanz tatig

seien, um zunachst etwas hospitieren zu kénnen, bis die Raumlichkeiten fertiggestellt seien.

Das Team des Marien-Krankenhauses — eine weitere Frage des Abgeordneten Balke — wolle
als Team zusammenbleiben, legt Frau Bertram dar. Man sei dort gut eingespielt, dieser Team-
geist durfe nicht verloren gehen. Zwischen geburtshilflichen Abteilungen gebe es dartber hin-
aus immer eine gewisse Konkurrenz, besonders wenn diese in einer Stadt seien. Dort jetzt

eine Einheit bilden zu kdnnen, bendtige externe Unterstitzung.

Zur aufRerklinischen Geburtshilfe — eine letzte Frage des Abgeordneten Balke — legt Frau Ber-
tram dar, dass die Zahlen stetig im Steigen begriffen seien, nicht nur im Geburtshaus Libeck,
sondern auch bei den Kolleginnen, die Hausgeburten betreuten. Nach ihrem Kenntnisstand
sei das Geburtshaus in Lubeck voll ausgefillt, zudem gebe es weitere Nachfrage, die nicht
befriedigt werden kénne. Sie weist auf die im Koalitionsvertrag erwahnte hebammengefihrte

Geburt hin, was eine Mdglichkeit sei, weiter dartiber nachzudenken.

Auf weitere Fragen der Abgeordneten Hildebrand und Dr. Garg unterstreicht Frau Bertram,
dass Hebammen in der Lage seien, Geburten durchzufiihren. Sollten Komplikationen auftre-
ten, kdnne sie selbst eine Frau nicht weiter betreuen, weil diese dann eine geburtsmedizini-
sche Versorgung bendtige, die sie selbst nicht mehr beherrsche. Entsprechend kénnten Kol-

leginnen aus dem Marien-Krankenhaus nicht ohne Weiteres Ausfalle im UKSH kompensieren.

12



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Sozialausschuss 30. Sitzung am 5. Juli 2023

Zur GrolRe des Teams — eine weitere Frage der Abgeordneten Hildebrand — legt Frau Bertram
dar, dass sie nicht wisse, wie grofl3 das Team vom Marien-Krankenhaus sei und wie viele Kol-
leginnen davon am Marien-Krankenhaus zunachst verblieben. Sie wisse aber bereits von Kol-
leginnen, die sich anders orientiert hatten. Fortbildungen gegeniber sei man offen, jedoch
werde in den Kreiflsdlen nahezu Uberall am Limit gearbeitet. Der Zeitfaktor spiele also eine
Rolle, wie entsprechende Fortbildungen angeboten werden kdnnten, die natirlich auch die
Gemeinsamkeit férdern kénnten. Was der Gemeinschaft zutraglich und fir die Zusammenar-

beit forderlich sei, sei gut.

Auf eine Frage der Abgeordneten Rathje-Hoffmann zu den Vertragen eingehend legt Frau
Bertram dar, dass ihrem Kenntnisstand nach der Ubernahmevertrag noch nicht unterzeichnet
sei und entsprechend auch die sich daraus ergebenden weiteren Vertrdge noch nicht bekannt

seien.

Abgeordnete Pauls interessiert, wann die Hebammen mit entsprechenden Vertragen rechnen
kénnen. — Staatssekretar Dr. Grundei legt dar, dass man mit dem UKSH riickkoppeln werde,
wie der Stand der Vertrage sei. Er gehe jedoch nicht davon aus, dass Vertrage geandert wer-
den missten. Wenn es sich um eine Arbeitgebergestellung handle, werde die Marien-Kran-
kenhaus gGmbH mit dem UKSH eine Vereinbarung schlieRen missen, die von den Personal-
vertretungen akzeptiert werden musse. Natlrlich missten die Beschaftigten wissen, wo sie
arbeiteten. Man werde entsprechend auch zumindest die Personalvertretungen beteiligen. Es
musste jedoch nicht jeder Einzelne Arbeitsvertrag in dieser Phase, Uber die man jetzt rede,
angefasst werden. Er unterstreicht, dass das Erzbistum erklart habe, noch in diesem Jahr fir
alle Kosten geradezustehen. Die Kommunikation sei aber — so raumt er ein — in den vergan-
genen Wochen nicht immer glicklich gewesen. Er bringt seine Hoffnung zum Ausdruck, dass
mittlerweile keine Unsicherheit mehr darliber bestehe, wer an welchem Ort ab dem 10. Juli

arbeite, aber die vertraglichen Verpflichtungen eingehalten wirden.

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.
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2. Verschiedenes

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt nichts vor.

Die Vorsitzende, Abgeordnete Rathje-Hoffmann, schlie3t die Sitzung um 11:40 Uhr.

gez. Katja Rathje-Hoffmann gez. Thomas Wagner
Vorsitzende Geschéfts- und Protokollfuhrer

14



	1. Bericht der Landesregierung zur früheren Schließung der Geburtsstation am Marien-Krankenhaus Lübeck und zur Sicherung der Versorgung von Schwangeren und Neugeborenen durch das UKSH 
	Antrag der Abgeordneten Birte Pauls (SPD) und Sophia Schiebe (SPD) 
	Umdruck 20/1652 


	2. Verschiedenes 

